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Bonn, den 14. Mai 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr, : Familienzusammenführung aus Rumänien 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Hudak, Prochazka, 
Leukertr Gierenstein und Genossen 
— Drucksache V/4163 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
sachgeschädigte wie folgt: 


1. Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, welche 
Gründe die rückläufige Tendenz in der Familienzusammenfüh- 
rung aus Rumänien bewirkt haben? 

Die Zahl der aus Rumänien im Rahmen der Familienzusammen- 
führung in das Bundesgebiet übersiedelnden Personen hat in 
der Vergangenheit stets Schwankungen unterlegen. Insgesamt 
konnten in dem Zeitraum zwischen 1950 und dem 31. März 1969 
17 290 Angehörige der deutschsprachigen Minderheit in Rumä- 
nien ihren ständigen Wohnsitz im Bundesgebiet nehmen. Hier- 
von kamen 


1964 

818, 

1965 

2715, 

1966 

609, 

1967 

440, 

1968 

614 


Personen. 

Die Gründe für die unterschiedliche Ausreiseentwicklung sind 
der Bundesregierung nicht bekannt. In den Staaten des Ost- 
blocks besteht bekanntlich kein Recht auf freie Ein- und Aus- 
reise. Das gilt auch für Rumänien einschließlich der rumänischen 
Staatsbürger deutscher Muttersprache. Nach rumänischer Auf- 
fassung handelt es sich bei der Erteilung von Ausreisegenehmi- 
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gungen um eine interne Angelegenheit, auf die anderen Staaten 
eine Einwirkungsmöglichkeit nicht zugebilligt wird. Aus diesem 
Grunde sind der Bundesregierung auch die für die Entwicklung 
der Ausreisen im Rahmen der Familienzusammenführung maß- 
geblichen Gründe nicht bekannt. 


2. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
daß in nächster Zeit wenigstens die rd. 8000 Dringlichkeitsfälle 
- d. h. die seit 25 Jahren getrennt lebenden Ehegatten, Eltern 
und Kinder - einer positiven Erledigung zugeführt werden 
können? 


Die Bundesregierung wird auch weiterhin jede geeignete Ge- 
legenheit wahrnehmen, um das dringende deutsche Interesse 
an einer befriedigenden Lösung des humanitären Problems der 
Zusammenführung getrennter Familienangehöriger an die 
rumänische Regierung heranzutragen. Das gilt insbesondere 
für die 306 Ehegatten und 848 Eltern, die in Rumänien allein 
stehen und nach Kenntnis des Deutschen Roten Kreuzes zu 
ihren in der Bundesrepublik Deutschland lebenden nächsten 
Angehörigen übersiedeln möchten. Die Bundesregierung würde 
es ferner begrüßen, wenn alle anderen nahen Familienange- 
hörigen, die den entsprechenden Wunsch geäußert haben, zu 
den in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Familienmit- 
gliedern übersiedeln könnten; es läßt sich aber nicht verken- 
nen, daß sich hierbei besondere Schwierigkeiten ergeben, weil 
in geschlossenen Familien lebende Personen nach rumänischer 
Auffassung nicht unter den Begriff der Familienzusammenfüh- 
rung fallen. Das gilt insbesondere für die inzwischen sämtlich 
volljährigen Kinder, die jetzt in ihrer großen Mehrheit ver- 
heiratet sind und bereits eigene Kinder haben. 


3. Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit einer Unterstützung 
des Memorandums der „Vereinigung der deutschen Aussiedler 
aus Rumänien", das dieselbe der Kommission für Menschen- 
rechte bei der UNO im Dezember 1968 unterbreitet hat? 

Es handelt sich um eine private Initiative, die ohne Beteiligung 
der maßgeblichen Landsmannschaften und ohne Kenntnis der 
Bundesregierung unternommen worden ist. Die Bundesregie- 
rung arbeitet mit den Landsmannschaften eng zusammen. 


4. Wann kann mit einer Lösung der Frage der Familienzusammen- 
führung gerechnet werden, nachdem die Bundesregierung wie- 
derholt erklärt hat, daß dieses Problem „zu gegebener Zeit" 
mit der rumänischen Regierung besprochen werden wird, zumal 
es sich nach der 19. Resolution der 20. Rotkreuzkonferenz von 
Wien 1965 ausschließlich um eine humanitäre Angelegenheit 
handelt? 

Aus den in der Antwort zur ersten Frage genannten Gründen 
kann die Bundesregierung nicht übersehen, wann das humani- 
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täre Problem der Familienzusammenführung gelöst sein wird. 
Die Bundesregierung hofft, daß eine zunehmende Vertiefung 
der deutsch-rumänischen Beziehungen dies erleichtern wird. 


5. Wann hat die Bundesredierung in Gesprächen mit der rumäni- 
schen Regierung das vorstehende Problem angesprochen und 
welche Antworten wurden ihr darauf erteilt? 


Die Bundesregierung hat das humanitäre Problem der Zusam- 
menführung getrennter Familienangehöriger wiederholt an die 
rumänische Regierung herangetragen. Dies geschah auch anläß- 
lich der Gespräche, die der Bundesminister des Auswärtigen mit 
dem rumänischen Außenminister in Bonn und Bukarest geführt 
lidL. Nach Auffassung der rumänischen Rpgiernng liegt kein 
zwischenstaatliches Problem vor, da die Angehörigen der 
deutschsprachigen Minderheit rumänische Staatsangehörige 
sind. Diese rumänische Haltung ist auch darin zum Ausdruck 
gelangt, daß bei Kriegsende eine Vertreibung von Volksdeut- 
schen aus Rumänien nach Deutschland nicht stattgefunden hat. 
Unter humanitären Gesichtspunkten hat die rumänische Regie- 
rung jedoch wiederholt ihre Bereitschaft zur wohlwollenden 
Prüfung einzelner Fälle der Familienzusammenführung erklärt. 
Die Bundesregierung hofft, daß auf dieser Grundlage die be- 
stehenden menschlichen Probleme im Sinne der 19. Resolution 
der 20. Rotkreuz-Konferenz von Wien 1965 gelöst werden kön- 
nen. Die Bundesregierung wird den Rotkreuz-Gesellschaften 
auch künftig bei der Erfüllung der ihnen von der 19. Resolution 
auferlegten Aufgabe jede erforderliche Unterstützung zuteil 
werden lassen. 


Gerhard Jahn 



